
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Kulturförderung
Akteure Maret, Marianne (mitte/centre, VS) SR/CE
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Kuhn, Sarah

Bevorzugte Zitierweise

Kuhn, Sarah 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Kulturförderung , 2021 -
2023. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 23.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Bildung, Kultur und Medien
1Kultur, Sprache, Kirchen

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
BFS Bundesamt für Statistik
BVG Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und

Invalidenvorsorge
BAK Bundesamt für Kultur

SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
OFAS Office fédéral des assurances sociales
OFS Office fédéral de la statistique
LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et

invalidité
OFC Office fédéral de la culture

01.01.65 - 01.01.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kultur, Sprache, Kirchen

Ständerätin Marianne Maret (mitte, VS) forderte im März 2021 in einem Postulat vom
Bundesrat, den Bericht von 2007 über die soziale Sicherheit der Kulturschaffenden in
der Schweiz zu aktualisieren und Verbesserungsmöglichkeiten aufzuzeigen. Die
laufende Pandemie habe aufgezeigt, in welch prekärer Lage sich viele Kulturschaffende
befänden, wobei Freischaffende sowie Personen mit befristeten Anstellungen ganz
besonders betroffen seien, erörterte die Mitte-Ständerätin. Dem stimmte auch
Bundesrat Alain Berset – welcher die Annahme des Postulates beantragte – zu, wobei er
betonte, dass die Pandemie diesen Umstand nicht verursacht habe. Vielmehr liege die
Problematik im Schweizer Sozialversicherungssystem, welches nicht auf flexible
Arbeitsverhältnisse, wie sie im Kultursektor dominieren, ausgerichtet sei. Dies führe zu
einem ungenügenden Schutz der Betroffenen. In Zukunft werde es das Ziel sein, das
System der Realität der Bevölkerung anzupassen und Lücken in der Sozialversicherung
zu schliessen. Die Erarbeitung dieses Berichts würde auf dem Bericht des BFS von
Oktober 2020 basieren und würde vom BAK übernommen, wobei dieses eng mit dem
BSV und dem SECO zusammenarbeiten würde, wie es bereits 2007 der Fall gewesen sei.
Das Postulat wurde im Ständerat stillschweigend und ohne weitere Diskussionen
angenommen. 1

POSTULAT
DATUM: 18.03.2021
SARAH KUHN

Im Juni 2023 veröffentlichte der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats von Marianne
Maret (mitte, VS) einen Bericht zur sozialen Sicherheit der Kulturschaffenden in der
Schweiz. Der Bericht legte dar, dass die soziale Sicherheit der Kulturschaffenden
insbesondere aufgrund der häufiger auftretenden «atypischen
Beschäftigungsverhältnisse» – das bedeutet beispielsweise mehr Teilzeitarbeit und
häufigere selbstständige Erwerbstätigkeit – schlechter sei als jene von Personen aus
anderen Erwerbsgruppen. Hinzu komme ein durchschnittlich tieferes Einkommen, was
dazu führe, dass viele Kulturschaffende eine ungenügende Altersvorsorge aufweisen
sowie ungenügend gegen krankheits- oder unfallbedingte Ausfälle versichert sind. 
Seit dem letzten Bericht 2007 zu diesem Thema habe der Bundesrat diverse
Massnahmen zur Verbesserung der Situation umgesetzt. So erwarte er etwa von der vom
Parlament beschlossenen BVG-Reform eine bessere Absicherung für
Mehrfachbeschäftigte – wie sie im Kulturbereich häufig anzutreffen sind. Denn häufig
erreichten die Kulturschaffenden die BVG-Eintrittsschwelle bei den einzelnen
Anstellungen nicht, womit sie nicht obligatorisch versichert seien. Das Parlament habe
diese Eintrittsschwelle nun reduziert. 
Zudem hätten Kulturverbände und andere Akteure im Kulturbereich weitere Vorschläge
für eine Verbesserung der Vorsorgesituation von Kulturschaffenden eingereicht, welche
der Bundesrat im Bericht diskutierte. Diese zielten mehrheitlich entweder auf eine
Revision des Sozialversicherungsrechts oder auf eine Sonderlösung für die
Kulturbranche ab. Beides beurteilte der Bundesrat im Bericht als nicht umsetzbar,
stattdessen wollte er auf Lösungen «ausserhalb des Sozialversicherungsrechts» setzen.
Dazu schlug er sechs Massnahmen vor, welche ebenfalls in die Vernehmlassung zur
Kulturbotschaft 2025-2028 aufgenommen wurden. Dazu gehörte etwa die Schaffung
einer Beratungs- und Dienstleistungsstelle für Kulturschaffende oder die Forderung,
dass faire Löhne für die Kulturschaffenden in Zukunft ein Kriterium bei der Vergabe von
Fördergeldern darstellen soll: falls die Arbeitgebenden keine angemessenen Löhne
auszahlten, werde der Bundesrat nicht auf den Antrag eintreten. 2

BERICHT
DATUM: 09.06.2023
SARAH KUHN

1) AB SR, 2021, S. 723 f.
2) Bericht BR vom 9.6.23
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